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bisheriger Wortlaut des Absatz (bitte
einkopieren)

Wir wollen ein Versammlungsrecht, das Versammlungen in NRW
ermöglicht und 
schützt und nicht erschwert und bei dem es für jede*n
unbürokratisch möglich ist 
Versammlungen anzumelden und rechtssicher durchzuführen. Der Schutz der 
persönlichen Daten darf auch bei Demonstrierenden nicht weiter beschnitten 
werden.

...soll ersetzt werden durch...

Wir wollen ein Versammlungsrecht, das Versammlungen – auch Gegendemonstrationen 
– in NRW ermöglicht und schützt und nicht erschwert und bei dem es für jede*n 
unbürokratisch möglich ist Versammlungen anzumelden und rechtssicher 
durchzuführen. Der Schutz der persönlichen Daten darf auch bei Demonstrierenden 
nicht weiter beschnitten werden. Daher lehnen wir die aktuelle Gesetzesvorlage 
der schwarz-gelben Landesregierung entschieden ab.

Begründung

Die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG) stellt in unserer Demokratie ein zentrales Grundrecht dar, weil sie
es der Zivilgesellschaft ermöglicht, ihre Anliegen auf die Straße zu tragen und Missstände
anzuprangern. In der sog. In der sog. Brokdorfentscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG,
Beschluss vom 14. Mai 1985 – 1 BvR 233/81 –, BVerfGE 69, 315-372, juris Rz. 61) heißt es hierzu
wörtlich: „Als Abwehrrecht, das auch und vor allem andersdenkenden Minderheiten zugute kommt,
gewährleistet Art 8 GG den Grundrechtsträgern das Selbstbestimmungsrecht über Ort, Zeitpunkt, Art
und Inhalt der Veranstaltung und untersagt zugleich staatlichen Zwang, an einer öffentlichen
Versammlung teilzunehmen oder ihr fernzubleiben. Schon in diesem Sinne gebührt dem Grundrecht in
einem freiheitlichen Staatswesen ein besonderer Rang; das Recht, sich ungehindert und ohne
besondere Erlaubnis mit anderen zu versammeln, galt seit jeher als Zeichen der Freiheit,
Unabhängigkeit und Mündigkeit des selbstbewußten Bürgers. In ihrer Geltung für politische
Veranstaltungen verkörpert die Freiheitsgarantie aber zugleich eine Grundentscheidung, die in ihrer
Bedeutung über den Schutz gegen staatliche Eingriffe in die ungehinderte Persönlichkeitsentfaltung
hinausreicht.“

Um diesem Zweck gerecht zu werden, brauchen wir ein modernes Versammlungsfreiheitsgesetz, das
insbesondere auch den Protest gegen rechte Demonstrationen nicht nur ermöglicht, sondern auch
schützt.

Der aktuelle Gesetzesentwurf der schwarz-gelben Landesregierung zur Einführung eines VersG NRW
wird diesem Anspruch nicht nur nicht gerecht, sondern konterkariert ihn regelrecht und muss somit
entschieden abgelehnt und sein Erlass verhindert werden. 
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Unterstützer*innen

Marc Kersten (KV Köln); Leon Schlömer; Achim Stump (KV Köln); Elias Binger (KV Köln); Luca Mehlig
(KV Köln); Leonie Bohn (KV Köln); Bert Lahmann (KV Köln); Katja Leverkus (KV Köln); Lukas Lüchtrath
(KV Köln); Sarah Brunner (KV Köln); Nathalie Voigt (KV Köln); Carlotta Rainoldi (KV Köln); Frank
Jablonski (KV Köln); Elisabeth Huther (KV Köln); Jutta Piepenbring; Isabell Oho (KV Köln); Sharon
Nathan (KV Köln); Robert Kuhn (KV Köln); Kai Echelmeyer (KV Köln) ; Simon-Luca Papendorf (KV Köln);
Thomas Ketelaer (KV Köln); Teresa Vegas Condines (KV Köln); Zsuzsanna Bona (KV Köln); Ute
Ackermann (KV Köln); Katja Trompeter (KV Köln); Roman Schulte (KV Köln); Heike Kueper; Susanne
Böller (KV Köln); Esther Kings (KV Köln); Jonas Kempe (KV Köln); Stefan Wolters; Katja Poredda (KV
Köln); Sandra Schneeloch (KV Köln)
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